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Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN

Aufbau einer Schuldenregulierungs - und Schuldner/ -innen - Beratungsstelle im
Lande Bremen

Die Bürgerschaft (Landtag ) möge beschließen:

Die Bürgerschaft (Landtag ) stellt fest:

Eine steigende Anzahl von Menschen gerät wegen Erwerbslosigkeit , familiärer
Veränderungen oder Erkrankungen in wirtschaftliche Not . Wenn dann zuvor ein¬
gegangenen finanziellen Verpflichtungen nicht mehr entsprochen werden kann,
geraten Personen und Familien in einen Sog von Ratenzahlungen , Mahngebüh¬
ren , Zinslasten und eidesstattlichen Versicherungen . So führen oft auch kurz¬
fristige Zahlungsschwierigkeiten zu einer den gesamten weiteren Lebensweg
prägenden Uberschuldungsmisere.

Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf:

1 . in Zusammenarbeit mit den Wohlfahrtsverbänden , der Verbraucherzentrale,
der Straffälligenhilfe , den Erwerbslosen - und Sozialhilfeempfänger/ -innen¬
initiativen und den Kammern bis zum Ende des Jahres eine unabhängige
Schuldenregulierungs - und Schuldner/ -innen -Beratungsstelle in freier Träger¬
schaft für Bremen und Bremerhaven aufzubauen , wobei die Erfahrungen der
obengenannten Träger berücksichtigt werden sollen;

2 . die Personal - und Sachkosten der Beratungsstelle aus Haushaltsmitteln zu
sichern;

3 . aus öffentlichen Mitteln einen Fonds zu bilden , der für die Übernahme von
Bürgschaften für Darlehen im Zuge der Schuldenregulierung zur Verfügung
steht;

4 . Personal - und Sachkosten für dezentrale Angebote der Schuldner/ -innen-
beratung in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven in Beratungsstellen
für Personen , die verstärkt von Uberschuldung betroffen sind , bereitzustellen.

Die Bürgerschaft fordert den Senat auf , im Bundesrat gesetzgeberische Initiativen
zu ergreifen , die die rechtliche Stellung von Schuldnern/Schuldnerinnen verbes¬
sern und die Entschuldung erleichtern.

Hierzu gehören insbesondere:

1 . eine Änderung des § 367 BGB , die eine Anrechnung des Schuldenabtrags
zunächst auf die Hauptschuld ermöglicht , und

2 . die Einführung des Privatkonkurses als Rechtsinstitut.

Frehe , Tiefenbach und Fraktion DIE GRÜNEN
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